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Personalratswahlen 2013, es kommt auf Sie an! 
Die im Zeitraum 10. Bis 13. Juni 2013 anste-
henden Wahlen sind für den VBB von besonde-
rer Bedeutung. Die herausragende Stellung 
unserer Verbandsmitglieder in den bisherigen 
Personalvertretungen hinsichtlich ihrer Perso-
nalratsarbeit war und ist unbestritten. Sie kön-
nen es eben. 
Nun wird sich aber die zahlenmäßige Zusam-
mensetzung der neuen Personalräte durch die 
Zuversetzungen aus anderen Ämtern und 
Kommandobehörden zu Ungunsten der Beam-
tengruppen ändern. Der Anteil am Kuchen wird 
kleiner. 
Deshalb ist es wichtig, dass Sie als unsere Mit-
glieder zur Wahl gehen und auch die Kollegin-
nen und Kollegen in Ihrem direkten Umfeld mit-
nehmen. 

Wenn Sie in der zweiten Juniwoche nicht vor 
Ort sind, denken Sie unbedingt an die Möglich-
keit der Briefwahl (wir können liefern). 

 

Wo bleiben die Dienstpostenübertragungen? 

Wir haben am 20. März 2013 den Präsidenten 
des BAAINBw mit der Bitte angeschrieben, sich 
dafür einzusetzen, unseren zum BAPersBw 
abgeordneten Beschäftigten den jeweils für sie 
schon seit Gründung des Amtes geplanten 
struktursicheren Dienstposten zu übertragen. 
Das hilft nicht nur den Beschäftigten, sondern 
auch den Abteilungen, in denen die Dienstpos-
ten ausgebracht und bislang unbesetzt sind. 
Eine Antwort liegt uns bis zum Redaktions-
schluss noch nicht vor. 
Gerüchteweise hört man, dass ohne unsere in 
der Personalbearbeitung versierten Mitarbeite-

rinnen und Mitarbeiter nach nunmehr fast acht 
Monaten der Unterstützung im Wege der Ab-
ordnung die Übernahme der Aufgaben durch 
das BAPersBw nicht gewährleistet werden 
könnte. Vieles deutet auf eine geplante Verlän-
gerung der Abordnung für einen Teil unserer 
Beschäftigten hin. 
Fazit: Gute Arbeit geleistet, unverzichtbar ge-
macht. Die Belohnung dafür muss jetzt endlich 
die versprochene Übertragung der Dienstpos-
ten im BAAINBw sein. Wir bleiben am Ball. 
 

Gleiches Recht für alle ! 
Das Bundesministerium der Verteidigung bietet 
seit geraumer Zeit seinen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern die Möglichkeit, sich über die Platt-
form des Intranet BMVg über verbandliche oder 
gewerkschaftliche Angelegenheiten zu informie-
ren. Dazu hat das BMVg im Intranet unter der 
Rubrik „Link-Katalog“ als Mitarbeiterservice 
u. a. Gewerkschaften und Verbänden Gelegen-
heit gegeben, deren Informationen für alle Be-
schäftigte zu veröffentlichen. 

Wir haben den Präsidenten BAAINBw am 
11. April 2013 gebeten, dem VBB-Bereich 
BAAINBw (und natürlich auch allen anderen 
Gewerkschaften und Verbänden, die es wün-
schen) über die Plattform des Intranet 
BAAINBw den Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern unseres  Amtes aktuelle Informationen ge-
ben zu können. Das Amt hat uns bis zum Re-
daktionsschluss noch keine Zustimmung gege-
ben. 
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Bundeswehrgemeinsames Selbstverständnis 
Am 18. April 2013 fand im Dr. Rabus Haus 
eine vom Bereich IX initiierte Veranstaltung 
zum „Bundeswehrgemeinsamen Selbstver-
ständnis“ statt. Zunächst führten die vortra-
genden Kollegen Jan Gesau, Jürgen Sunder-
mann) und Matthias Habbe in die Thematik 
ein. Neben vielen Thesen zu den Zielen, 
Kerngedanken und Ansprüchen, mit denen 
sich die Bundeswehr und jeder Angehörige 
identifizieren soll, gab es unter anderem auch 
eine Videobotschaft des Ministers. 
Schon im Verlaufe der Einführung ergab sich 
eine lebhafte und spannende Diskussion zu 
einzelnen Formulierungen und Ansichten zwi-
schen den Teilnehmern. Ist dieses im Entwurf 
befindliche Dokument der richtige Ansatz, um 
die aktuellen Probleme zu lösen? Kommt es 
zu spät, zu früh und kann man ein Selbstver-
ständnis überhaupt mit einem Dokument und 
einer Billigung des Ministers bewirken? Muss 
sich ein Selbstverständnis erst im eigenen 
Amt ausbilden oder kann dieser Prozess auch 
bundeswehrweit beginnen? Ist die Bundes-
wehr für Mitarbeiter und Außenstehende wirk-
lich ein, wie dargelegt, attraktiver Arbeitgeber? 
Was folgt auf die Billigung dieses Dokumen-
tes, sind weitere Schritte geplant? Sind das 
nicht zu viele und zu allgemeine Thesen in 
dem Papier? 
Einzelne Punkte wurden kontrovers diskutiert, 
über andere bestand von vornherein Einver-
nehmen. Und im Ergebnis … ist mehr erreicht 
worden, als es ein Papier mit dem sperrigen 

Namen „Bundeswehrgemeinsames Selbstver-
ständnis“ vielleicht vermuten ließ. Es gab und 
gibt nämlich keine Einheitsmeinung. Diese 
Veranstaltung sollte ein positives Beispiel für 
eine vorbildliche Diskussionskultur in unserem 
Amt sein. Und … der Gedanke lebt! 
Wie wird er weitergeführt und sich entwickeln 
und wie wird er von den verschiedenen Ebe-
nen der Behörde gepflegt? Das wird sich zei-
gen. 
 

 
 
 
 
Eine ausführliche Stellungnahme unseres Be-
reiches zu der Thematik finden Sie in unse-
rem Internetauftritt www.vbb-baainbw unter 
„Aktuelles“. 

 

„Das Neue daran ist nicht gut und das Gute daran ist nicht neu.“ 
 (Johannes Voß, 1751–1826, dt. Dichter) 
 
Stellungnahme eines Kollegen (Name ist der Redaktion bekannt) zum Thema: 
 

„Der Entwurf soll mit dem „Wir-Gefühl“ ein be-
stimmtes Rollenverständnis ausdrücken. Das 
„Wir“ entscheidet. Wer „Wir“ sagt, meint nicht 
unbedingt Solidarität. Die Verwendung des Be-
griffes „Wir“ verweist auf ein Kerngefühl des 
ängstlichen, nämlich in der Akzeptanz bei den 
Struktur- und Reformbemühungen und der 
Neuausrichtung der Bw, dem organisatorischen 

Wandel, nicht verstanden zu werden. Die Erfah-
rung zeigt, dass der Gebrauch des Wortes 
„Wir“ vor allem die Funktion einer psychologi-
schen Komponente hat. Ein Begriff, der häufig 
im Wirtschaftsleben verwendet wird, darum hat 
das „Briefing“ den Beigeschmack von Unter-
nehmensberatung. Man nennt das auch „corpo-
rate identity.“ Es fehlt die Reflexion auf das 

http://www.vbb-baainbw/
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„Ich“. Wie werde ich, werden wir, in den Re-
formbemühungen mitgenommen. Das heißt, die 
partizipative Einbindung im Vorfeld der Organi-
sationsmaßnahmen. 
Noch ist nicht klar, wo der Wandel der Organi-
sation hinführt. Erkennbar ist die schleichende 
Verletzung des Grundgesetzes in Artikel 87 a 
bzw. b, das eine Trennung zwischen zivilen und 
militärischen Aufgaben vorschreibt. Bleibt die 
Rechtsform eines Dienstleisters erhalten? Das 
Haushalts- und Kassenrecht als hoheitliche 
Aufgabe? Die Personalverwaltungen sind tra-
gende Säulen des Finanz- und Personalwe-
sens. Die Zerschlagung eines funktionierenden 
Reisemanagements lässt aufhorchen. Bleibt 
das BAAINBw als Dienststelle erhalten mit ei-
gener Rechtspersönlichkeit oder gelingt der 
Spagat als „Bundeseigener Betrieb“ nach un-
ternehmerischer, wirtschaftlicher, kaufmänni-
scher Art, im Sinne einer Konzernstruktur? Ver-
handelt wird die Zukunft der Beschäftigten. Uns 
kommt es auch auf die Zukunftssicherung des 
Güteprüfdienstes an. Offene Fragen. 

Die Definitionsversuche des „Wir“ kommen als 
konfrontative Bewältigung pathetisch und patri-
otisch ganz ungeniert daher, wie Zauber-, Lehr- 
und Leerformeln. Bleibt abzuwarten, wo der 
Trend der Geschäftsidee hinführt. Da kann das 
„Wir“ durchaus auf dem Prinzip der Entsolida-
risierung aufgebaut sein. Der uns vorliegende 
Text ist sehr trivial ohne intellektuellen An-
spruch plakativ aufgebaut. Die Aussage „Wir- 
denken“ berücksichtigt nicht, dass es zunächst 
auf individuelle Denkarbeit ankommt. „Wir set-
zen klare Ziele“ Wer gibt die Ziele vor? (nicht 
wir!) Der Begriff „dienen“ ist nicht mehr zeitge-
mäß. Wie soll die Akzeptanz der Innen- und 
Außenwirkung erreicht werden, wenn man an 
der Oberfläche des „Wir“ hängenbleibt. Es wird 
eine positive Suggestion erzeugt. Was nehmen 
wir mit, wenn die Wir-Formel so inflationär da-
herkommt. Durchhalten, wir stehen einen 
Schritt vor dem Abgrund! Es macht schon miss-
trauisch, wenn im politischen Feld das Wir-
Gefühl für Richtungsentscheidungen mobilisiert 
wird, dann verkommt das Wir zu einer emotio-
nalen Floskel.“ 

Zivilbeschäftigte der Bundeswehr in Zahlen 
Das Mitglied des Deutschen Bundestages, Herr Lars Klingbeil, hatte im März unserem Bun-
desminister der Verteidigung Dr. Thomas de Maizière einige Fragen zu den zivilen Angehöri-
gen der Bundeswehr im Zusammenhang mit der Bundeswehrreform gestellt. Der parlamenta-
rische Staatssekretär Thomas Kossendey hat Herrn Klingbeil im Auftrag des Ministers ge-
antwortet. Hier die aus unserer Sicht wichtigsten Fragen und Antworten in Auszügen: 

1. Wie viele Zivilbeschäftigte welcher 
BesGr/EGr befinden sich zurzeit noch in 
der Bundeswehr? 
 
Einschließlich des zivilen Personals in 
den Kooperationsprojekten 22.821 Beam-
tinnen und Beamte, 49.683 Arbeitnehme-
rinnen und Arbeitnehmer. Diese Zahlen 
sind schon bereinigt um diejenigen, die 
keine Haushaltsstelle in Anspruch neh-
men (z. B. Härtefall oder Freistellung). Die 
Anzahl der Beschäftigten ohne Haus-
haltsstelle ist 24.097. Der gesamte zivile 
Personalbestand ist somit 96.601. Von 
den 22.821 Beamtinnen und Beamten 
sind 8.495 in den BesGr A7 und A8. 
 

2. Von wie vielen Zivilbeschäftigten welcher 
BesGr/EGr muss sich die Bundeswehr 

noch trennen bis zum Erreichen der Ziel-
struktur? 
 
Die vorgesehenen 55.000 Haushaltsstel-
len ermöglichen unter Berücksichtigung 
von Teilzeit die Beschäftigung von rd. 
58.800 zivilen Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter. Der aktive Personalbestand von rd. 
67.800 (ohne Kooperationsprojekte) be-
dingt also einen Abbau von ca. 9.000 Be-
schäftigten mit Schwerpunkt im Arbeit-
nehmerbereich. 
 

3. Wie viele Zivilbeschäftigte welcher 
BesGr/EGr sind 2012/2013 nach  
§4 BwBeamtAusglG oder §11 TVUmBw in 
den Vorruhestand gegangen? 
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In den Jahren 2012 und 2013 sind insge-
samt 133 Beamtinnen und Beamte nach 
§4 BwBeamtAusglG in den Vorruhestand 
gegangen.(1 x einf. Dienst, 26 x mittl. D., 
52 x geh. D. und 54 x höh. D.) Die Härte-
fallregelung haben im gleichen Zeitraum 
12.298 Arbeitnehmerinnen und Arbeit-
nehmer in Anspruch nehmen dürfen. 
 

4. Wie viele Zivilbeschäftigte haben 
2012/2013 die Bundeswehr verlassen und 
sind zu anderen Bundesressorts, zu an-
deren Dienstherrn des öffentlichen Diens-
tes oder in die Privatwirtschaft gewech-
selt? 
 
Zu anderen Bundesresorts wechselten 
756 Zivilbeschäftigte bis zum Ablauf des 
Monats Februar 2013, zu Ländern, Kom-
munen oder privaten Arbeitgebern 112 Zi-
vilbeschäftigte. 
 

5a. Wie viele Dienstposten welcher 
BesGr/EGr sind zur Zeit in den neu auf-
gestellten Bundesoberbehörden 

(BAPersBw/BAIUDBw/BAAINBw) im 
Köln-Bonner Raum unbesetzt? 

 
Im BAAINBw sind derzeit 417 Beamten-
dienstposten und 199,5 Arbeitnehmer-
dienstposten unbesetzt. … 
 

5b. Ist geplant, dort offene zivile Dienstposten 
durch Ernennung von Soldaten zu Beam-
ten zu besetzen? Wenn ja, aufgrund wel-
cher rechtlichen Grundlage und in wel-
chem Umfang? 
Es ist nicht vorgesehen, offene zivile 
Dienstposten durch Ernennung von Solda-
ten zu Beamten zu besetzen. Dessen un-
geachtet werden Anstrengungen unter-
nommen, um das Potenzial ausscheiden-
der Soldaten, aber auch Arbeitnehmern 
und Arbeitnehmerinnen der Bundeswehr, 
besser zu nutzen. Dazu sind entsprechen-
de Interessenfragen erforderlich. Ein sol-
ches Verfahren hat das BAPersBw bereits 
eingeleitet. Darauf basierende Personal-
maßnahmen unterliegen dem Leistungs-
prinzip. 

Alle Jahre wieder: Neiddebatte um Pensionen 
Der dbb hat Medienberichte zurück gewiesen, wonach die Versorgungsbezüge von Beamtin-
nen und Beamten in den letzten Jahren fast doppelt so viel gestiegen sein sollen, wie die 
Renten. 
Die „Bild“-Zeitung hatte dies in ihrer Ausgabe vom 16. April 2013 behauptet. „Dieser Beitrag 
ist eine Ansammlung boulevardesker Halbwahrheiten", kritisierte der dbb Bundesvorsitzen-
de Klaus Dauderstädt in Berlin. „Derlei tendenziöser Desinformation trete der gewerkschaft-
liche Dachverband entschieden mit objektiven Fakten entgegen: 
 
 
Wahr ist, dass die Versorgungsanpassungen 
der Beamten in den letzten Jahren geringer 
ausfallen als in der gesetzlichen Rente. Dar-
über hinaus sind die gleichgerichteten, ni-
veauabsenkenden Reformmaßnahmen für die 
Beamten bereits durchgeführt worden, wäh-
rend Schritte davon in der gesetzlichen Ren-
tenversicherung noch ausstehen", stellte der 
dbb-Chef klar, dies hätten zuletzt zwei Berich-
te des Bundesministeriums des Innern umfas-
send bestätigt. „Der vom Statistischen Bun-
desamt festgestellte und von „Bild“ zitierte 
Anstieg der durchschnittlichen Versorgungs-
bezüge beruht überwiegend darauf, dass der 

relative Anteil an Beamten der höheren Be-
soldungsgruppen im Ruhestand ansteigt. Eine 
Pauschalisierung dessen ist genauso falsch 
wie die Behauptung, dass die Versorgungs-
bezüge der Länderbeamten in jüngster Zeit 
stärker gestiegen sind, als beim Bund. Zudem 
hat der Bund via Nullrunden 2005, 2006 und 
2007 schmerzliche Einbußen für die Versor-
gungsempfänger verfügt, die Betroffenen 
müssen Medienberichte wie den heutigen als 
Schlag ins Gesicht empfinden", sagte Dau-
derstädt. 
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Abschließend wies der dbb-Chef auf weitere 
grundlegende Fakten im Zusammenhang mit 
der Beamtenversorgung hin: 
 
Beamte haben ein hohes Qualifikationsniveau 
(etwa zwei Drittel mindestens Fachhochschul-
abschluss) mit selbstverständlichen Konse-
quenzen für die Einkommensdurchschnitte. 
 
Beamte haben in aller Regel einen vollständi-
gen Erwerbslebenslauf - in die Rentenstatistik 
fließen aber auch nur vorübergehende oder 
geringfügige Beschäftigungsverläufe vollstän-
dig ein. 
 
Entgegen vergleichbaren tariflich Beschäftig-
ten im öffentlichen Dienst und in der Privat-
wirtschaft erwerben Beamte keine zusätzli-
chen Altersversorgungsansprüche (Betriebs-
renten). 
 

Anders als die Rentenversicherung kennt die 
Beamtenversorgung keine Bemessungsgren-
zen für Beiträge und damit letztlich auch Leis-
tungshöhe. 
 
Die Vergleiche beruhen auf Bruttoangaben; 
Versorgungsbezüge werden bis zum Jahr 
2040 deutlich höher besteuert als Renten. 
 
Ruhestandbeamte müssen aus ihren Bezügen 
die Kosten der beihilfekonformen privaten 
Kranken- und Pflegeversicherung bestreiten. 
 
Die Beamtenversorgung beruht auf dem ver-
fassungsrechtlich verbürgten Alimentations-
prinzip und hat zugleich qualitätssichernde 
Funktion für den öffentlichen Dienst. 
 
 
 
 
 

Schon gehört? 
 Der langjährige Gesamtpersonalratsvorsit-

zende beim BWB und zuletzt Mitglied des 
Hauptpersonalrates, Kollege Oswald Böhm, 
ist mit Ablauf des 31.03.2013 in den wohl-
verdienten Ruhestand getreten. Ein Mann 
mit Ecken und Kanten und einem großen 
Herz für die Beschäftigten ist leider für uns 
nicht mehr tätig. Das ist sehr schade, aber 
eben der Lauf der Dinge. Der Bereich IX 
wünscht dem Kollegen Oswald Böhm alles 
erdenklich Gute und viel Spaß - bei was 
auch immer. 

 

 

 Die bisherige Bereichs–Frauenvertreterin, 
Kollegin Irene Pitsch, ist aus persönlichen 
Gründen von ihrem Amt zurückgetreten. Sie 
wurde im Rahmen der letzten Vorstandssit-
zung verabschiedet und bedankte sich für 
die vergangenen drei Jahre, in denen sie die 
Interessen – insbesondere die unserer weib-
lichen Mitglieder – vertreten hat. 
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Die Nachfolgerin von Kollegin Irene Pitsch ist 
die Kollegin Tanja Frerichs. 

 
 
Die wichtigsten Ziele ihrer Tätigkeit sind das 
Erreichen  der Vereinbarkeit von Beruf und 
Familie sowie die Herstellung von Chancen-
gleichheit in allen Laufbahnen mit den zur 
Verfügung stehenden Elementen nachhaltig 
zu fördern. 
Frauen haben besondere Forderungen und 
Interessen. Kollegin Frerichs wird künftig als 
Ihre Ansprechpartnerin zu spezifischen 
Frauenthemen im VBB-Bereich BAAINBw 
fungieren. 

 Als neue Rechtschutzvertreterin wird künftig 
für unseren Bereich die Kollegin Vera 
Gramm tätig. Sie wird unterstützt von ihrer 
Stellvertreterin, Kollegin Nina Weber. 
 
 
 
 

 
 

 Am 25. April fand der erste VBB-Jugend-
Stammtisch im Havana in Koblenz statt. Bei 
leckerem Essen, kalten Getränken und sonni-
gem Wetter tauschte sich die VBB-Jugend un-
ter anderem über die nach der Zusammen-
schließung von BWB und IT-AmtBw herr-
schende derzeitige Lage und das aktuelle Ge-
schehen im BAAINBw aus. Natürlich wurde der 
Abend aber auch und vor allem dafür genutzt, 
sich näher kennen zu lernen. 
Alle Teilnehmer waren sich einig, dass es ein 
gelungener Abend mit Wiederholungspotenzial 
war. 
Zum nächsten Stammtisch wird zeitnah per 
E-Mail eingeladen. 

 Die Geschäftstelle unseres Bereichs bleibt in 
der Zeit vom 31.05. bis einschließlich zum 
21.06.2013 urlaubsbedingt geschlossen. 
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